13. Sitzung der Bürgerinitiative „Rettet die Klinika“ 

am 22.02.2006 in Marburg

       -Sitzungsprotokoll-

Die Tagesordnung der Sitzung bestand aus folgenden Punkten:

1. Vorstellung der neuen Praktikantinnen

2. Informationsaustausch über den Stand des Privatisierungsprozesses

· u.a. Bericht über Beginn der Tarifverhandlungen

· Ausbildungssituation (Schulen) 

3. Klageverfahren/ Stand der Dinge

4. Stand der Pressearbeit

5. Aktivitäten der BI

6. Finanzierungsfragen - Spenden 

1. Vorstellung der Praktikantinnen

Nachdem sich die neuen Praktikantinnen, Jacqueline Rompf und Christina Eibert den Anwesenden vorgestellt hatten, begann die Sitzung mit dem zweiten Punkt der Tagesordnung.

2. Informationsaustausch über den Stand des Privatisierungsprozesses

- Tarifverhandlungen 

Herr Heinrich Löwer stellte als Ergebnis nach der letzten Sitzung fest, dass der Offene Brief, der an alle Abgeordneten verschickt wurde, nicht in der Presse erwähnt wurde. Anscheinend interessiere sich die Presse nicht mehr für die Aktivitäten der BI.

Anschließend fragte er die Anwesenden nach Neuigkeiten zum Stand der Privatisierung.

Klaus Hanschur berichtete über den Verlauf der Tarifverhandlungen. Maßgebend für den weiteren Verlauf der Tarifverhandlungen sei seinem Eindruck nach, dass die Rhön AG das weitere Vorgehen bestimmen werde. Die Tarifkommission setze sich aus 30 Personen zusammen. Sie habe dem Hildesheimer Tarifvertrag als Grundlage zugestimmt, auch wenn er negative Aspekte vor allem für den Arbeiterbereich enthalte. Dieser Tarifvertrag enthält die 40 Stunden Woche und den Sozialfond von 15 Millionen Euro pro Standort. Den Sozialfond bezeichnete Hanschur als „Sorgenkind“, da aus diesem Abfindungszahlungen erbracht werden sollen. Dies sei jedoch nicht das Ziel von Ver.di, sondern man plädiere dafür aus diesem Umschulungen zu bezahlen. Jedoch nicht Umschulungen, wie von Rhön geplant, für das neue EDV-System. 

Weiterhin wies er daraufhin, dass man versuche die Mitglieder der Personalräte und der Tarifkommission gegeneinander auszuspielen. Deshalb sei der Austausch auch mit Ver.di sehr wichtig.

Frau Schreiner stellte die Frage, warum es Herrn Meder wichtig sei die Landesärzte bei der Rhön AG zu beschäftigen.

Herr Heubel vermutete zur Rolle der Ärzte, dass es noch Auseinandersetzungen darüber geben werde, wie viel Zeit der Arbeit für Forschung und Lehre und wie viel für die Krankenversorgung erbracht werde, wenn die Ärzte beim Land Hessen angestellt blieben. Die Rhön AG habe sicher wenig Interesse daran, die Ärzte für einen Teil ihrer Arbeitszeit für Forschung und Lehre freizustellen. 

Hanschur wies darauf hin, dass die Standardisierungen aller Arbeitabläufe und insbesondere der Arbeitzeiten, ein Ziel der Rhön AG sei. 

Herr Gloerfeld nennt als Beispiel die Situation der Arzthelferinnen in der Zahnklinik in Marburg. Es sei schon jetzt so, dass es eine Splittung unter den Beschäftigten gäbe. Die Landesangestellten dürften bereits nicht mehr im Nachtdienst arbeiten, obwohl einige auf dieses Zusatzeinkommen angewiesen seien. Als Konsequenz ergebe sich auf Seiten der noch wenigen Rhön-Beschäftigten eine Überbelastung. 

Dieses Beispiel zeige, so Löwer, den Anfang einer Entwicklung, die sich auch auf andere Arbeitsbereiche ausweite und eine zunehmende Differenzierung unter den Beschäftigten zur Folge habe. Die Frage sei zudem wie die Tätigkeiten zu klassifizieren seien. 

Herr Gloerfeld erklärte dazu, in der Zahnklinik seien die Bereiche Krankenversorgung und Forschung und Lehre nur schwer zu trennen. 

Frau Böttcher wies auf folgende Probleme hin: zum einen ergebe sich durch die Privatisierung ein Mangel an Mitarbeitern in der Verwaltung, da in Zukunft die Lohnabrechnungen wieder vom Klinikum übernommen werden müsse. Zum anderen gebe es Personalüberhänge im Bereich des Fahrdienstes. Dies habe dramatisch Auswirkungen auf die Beschäftigten. 

Herr Hanschur wies nochmals auf die Standardisierungsbestrebungen von Rhön hin.

Darüber hinaus gab er zu bedenken, dass man sich auf lange und harte Verhandlungen mit Rhön einstellen müsse.

Frau Kopmann berichtete von einem anderen Klinikum das in die Rhön AG übergegangen sei. Hier werde das von der Rhön AG eingesetzte EDV-System zur Kontrolle der Mitarbeiter benutzt. Sie sprach in diesem Zusammenhang von einer totalen Arbeitskontrolle. 

Zum Beispiel werde bei Überweisungen strengstens darauf geachtet, dass diese nur an Kliniken, die zur Rhön AG gehören erfolgen. Auch sprach sie die Angst der Rhön AG vor Öffentlichkeit an. Diese werde immer mehr beschnitten. 

Herr Hanschur betonte die Medienscheu Rhöns sei riesig und nannte als Beispiel den Besuch von Gregor Gysi. Dieser hatte sich um ein Pressegespräch im Klinikum bemüht, welches von der Rhön AG nicht erwünscht war. 

Frau Böttcher warf ein, dass die Tarifverhandlungen in Gießen und Marburg als „Flaggschiff“ für andere eventuell vor der Privatisierung stehende Unikliniken gelte, und somit ein großer Druck auf der Tarifkommission laste. Ver.di müsse dringend versuchen seine Mitgliederzahlen zu erhöhen, um im Ernstfall Potential zu haben. 

Weiterhin erwähnte sie Anrufe von anderen Kliniken, die Angst vor der Privatisierung haben. Es sei notwendig die Vorteile aufzuzeigen, die ein Verbleiben von Kliniken in der öffentlichen Hand habe. Dazu stellte sie die Frage nach dem Einfluss von Politikern bei zunehmenden Privatisierungen. 

Herr Heubel forderte die Situation der BürgerInnen an konkreten Beispielen zu verdeutlichen und sehe darin eine Aufgabe der BI.

- Ausbildungssituation (Schulen)

Herr Hanschur bezeichnete die Ausbildungssituation als totales Chaos.

Frau Böttcher und Frau Schreiner schilderten die Situation der Elisabeth von Thüringen Akademie in Marburg. Im Kaufvertrag stehe, dass diese in eine GGmbH ausgegründet werden solle. 

Herr Hanschur erklärte, Herr Meder habe versichert die Elisabeth von Thüringen Akademie bleibe in der GmbH und werde nicht als GGmbH ausgegliedert. Herr Hanschur gab aber zu bedenken, dass mit der Aussage, die Zukunft der Schulen sei gesichert, Vorsicht geboten sei.

3. Klageverfahren/ Stand der Dinge

Frau Böttcher sagte, dass die Mitarbeiter des Landes, die Widerspruch einlegten bei dessen Nichtzurücknahme ihren Arbeitsplatz verlieren könnten. Die Rhön AG wäre nicht bereit diese Beschäftigten zu übernehmen. 

Frau Schreiner erwähnte, dass sich insgesamt der Charakter der Klage verändert habe, da es zuvor um eine Verzögerung des Privatisierungprozesses ging, nun habe sich dies aber in eher individuelle Klagen umgewandelt. 

Herr Löwer bilanzierte, dass es keinen Gerichtsweg gebe, auf den noch Hoffnung zu setzen wäre.

5. Aktivitäten der BI

Herr Löwer betonte nochmals die Aufgabe der BI als „unbeeinflussbare Stimme nach außen“, die den Prozess der Privatisierung kritisch begleiten solle. 

Als Fazit der vorangegangenen Diskussion sei festzuhalten, dass es viel Angst und Unsicherheit unter den Beschäftigen gebe. Gründe dafür seien das Fehlen von einheitlichen Tarifverträgen, der drohende Personalabbau und die Verschlechterungen der allgemeinen Bedingungen. 

Frau Böttcher warf daraufhin die geplante Werbekampagne der Rhön AG ein. Ironischerweise seien die Personalratsvorsitzenden dazu aufgefordert worden ein Grußwort zum Thema „Sicherheit der Arbeitplätze“ zu schreiben. Diesem wolle man aber eine klare Absage erteilen. 

Auf die Frage nach den Aufgaben der BI erläuterte Herr Hanschur, dass eine mögliche Aufgabe in der  Signalfunktion für andere Kliniken, die vor einer baldigen Privatisierung stehen, liegen könnte, indem im Juni/Juli Bilanz gezogen würde.

Herr Heubel betonte die Aufgabe der BI liege darin Forderungen zu stellen und schlug vor einen Offenen Brief zu verfassen.

Aus diesem Vorschlag leitete Frau Böttcher die Idee ab dem Vorstandvorsitzenden Herrn Meder ein Gespräch über den weiteren Vorgang des Prozesses vorzuschlagen. 

Es wurde allgemein beschlossen im Anschluss an die Sitzung einen Brief zu formulieren. Daraufhin wurden mögliche Teilnehmende an diesem Gespräch vorläufig festgelegt.    

Darüber hinaus wurde von Herrn Heubel vorgeschlagen die Begleitforschung zum Privatisierungsprozess zu verstärken.

6. Finanzierungsfragen - Spenden

Herr Löwer rief die Anwesenden dazu auf, sich um eventuelle Spendengeber zu bemühen.

Als Termin für die nächste BI- Sitzung wurde der 11. April 2006 um 19 Uhr im Magistratssitzungssaal im Rathaus in Marburg festgehalten. 
